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BGH 6 StR 549/23 - Beschluss vom 10. Januar 2024 (LG Hannover)

Anordnung der Unterbringung in einer Entziehungsanstalt (Hang: Scharfung des Kausalitdtserfordernisses
zwischen Hang und Anlasstat; Mitursachlichkeit des Hangs: Quantitatives Uberwiegen anderer Ursachen).

§ 64 StGB
Leitsétze des Bearbeiters

1. BloRBe Mitursachlichkeit des Hangs firr die Tat reicht nach der Neufassung des § 64 StGB nur noch dann aus,
wenn sie andere Ursachen quantitativ Uberwiegt.

2. Ein solches quantitatives Uberwiegen wird insbesondere in Fallen abzulehnen sein, in denen Straftaten
begangen werden, um - neben dem Drogenkonsum - den eigenen, womdglich aufwendigen Lebensbedarf zu
finanzieren, oder bei einem ,GrofRdealer”, der selbst auch die gehandelte Droge oder ein anderes Suchtmittel
konsumiert, und solchen, bei denen suchtunabhéngiges dissozales Verhalten fir die Tatbegehung wesentlich war.

3. Ein Uberwiegender Zusammenhang wird regelmafRig anzunehmen sein, wenn das delinquente Verhalten seine
Motivation etwa im Craving, also im Drogenhunger, oder in der Notwendigkeit zum Erwerb der Substanz hat, um
Entzugssymptome zu vermeiden, oder wenn aggressive Handlungen infolge der Abhangigkeit bzw. einer Intoxikation
begangen worden sind Entscheidungstenor 1. Auf die Revisionen der Staatsanwaltschaft und des Angeklagten wird
das Urteil des Landgerichts Hannover vom 14. Juli 2023 im MaRregelausspruch mit den zugehérigen
Feststellungen aufgehoben.

2. Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zu neuer Verhandlung und Entscheidung, auch Uber die Kosten der
Rechtsmittel, an eine andere Strafkammer des Landgerichts zurlickverwiesen.

3. Die weitergehende Revision des Angeklagten wird verworfen.

Griinde

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen Handeltreibens mit Betdubungsmitteln in nicht geringer Menge in sieben
Fallen zu einer Gesamitfreiheitsstrafe von sechs Jahren verurteilt und eine Einziehungsentscheidung getroffen. Zudem
hat es seine Unterbringung in einer Entziehungsanstalt angeordnet und bestimmt, dass ein Jahr der Strafe vor der
Malregel zu vollziehen ist. Die auf die Verletzung sachlichen Rechts gestitzte Revision des Angeklagten fuhrt - ebenso
wie das wirksam auf den Mafiregelausspruch beschrankte Rechtsmittel der Staatsanwaltschaft - zur Aufhebung der
Unterbringungsentscheidung (§ 349 Abs. 4 StPO); im Ubrigen ist sie unbegriindet im Sinne von § 349 Abs. 2 StPO.

1. Wahrend der Schuld- und Strafausspruch ebenso wie die Einziehungsentscheidung revisionsgerichtlicher Uberpriifung
standhalten, begegnet die Anordnung der Unterbringung in einer Entziehungsanstalt (§ 64 StGB) durchgreifenden
rechtlichen Bedenken.

a) Der Senat hat seiner Entscheidung gemaR § 354a StPO die zum 1. Oktober 2023 in Kraft getretene Neufassung des
§ 64 StGB (BGBI. 2023 | Nr. 203) zugrundezulegen (vgl. BGH, Urteil vom 15. November 2023 - 6 StR 327/23). Die dort
normierten und nach § 2 Abs. 6 StGB auch fir ,Altfélle* geltenden Voraussetzungen fir die Unterbringung in einer

Entziehungsanstalt werden durch das Urteil nicht hinreichend belegt. Das gilt namentlich fir den erforderlichen

symptomatischen Zusammenhang zwischen dem Substanzkonsum des Taters und der Begehung von Straftaten.

aa) Die begangene rechtswidrige Tat muss nach der Neufassung von § 64 Satz 1 StGB ,iberwiegend auf den Hang
zurickgehen. Durch diese Schéarfung des Kausalitdtserfordernisses zwischen ,Hang“ und ,Anlasstat® erstrebt der
Gesetzgeber, dass Personen, bei denen die Straffélligkeit auf andere Ursachen zurtickzufiihren ist, kiinftig nicht mehr die
Voraussetzungen fir eine Unterbringung nach § 64 StGB erfillen (vgl. BT-Drucks. 20/5913, S. 26). BloRe
Mitursachlichkeit des Hangs fur die Tat reicht deshalb nur noch dann aus, wenn sie andere Ursachen quantitativ
Uberwiegt (vgl. BGH, Beschlisse vom 25. Oktober 2023 - 5 StR 246/23; vom 2. November 2023 - 6 StR 316/23; vom 7.
November 2023 - 5 StR 345/23; vom 20. November 2023 - 5 StR 407/23). Dies wird insbesondere in Fallen abzulehnen
sein, in denen Straftaten begangen werden, um - neben dem Drogenkonsum - den eigenen, womdglich aufwendigen
Lebensbedarf zu finanzieren, oder bei einem ,GroRdealer, der selbst auch die gehandelte Droge oder ein anderes
Suchtmittel konsumiert, und solchen, bei denen suchtunabhéngiges dissoziales Verhalten fir die Tatbegehung wesentlich
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war (vgl. BT-Drucks. aaO, S. 47). Hingegen wird ein Uberwiegender Zusammenhang regelmaflig anzunehmen sein, wenn
das delinquente Verhalten seine Motivation etwa im Craving, also im Drogenhunger, oder in der Notwendigkeit zum
Erwerb der Substanz hat, um Entzugssymptome zu vermeiden, oder wenn aggressive Handlungen infolge der
Abhangigkeit bzw. einer Intoxikation begangen worden sind (vgl. BT-Drucks. aaQO). Das Vorliegen dieses
Kausalzusammenhangs ist durch das Tatgericht - unter sachverstandiger Beratung (§ 246a Abs. 1 Satz 2 StPO) -
festzustellen (BT-Drucks. aaO, S. 69 f.; vgl. hierzu bereits BGH, Beschlisse vom 25. Oktober 2023 - 5 StR 246/23; vom
7. November 2023 - 5 StR 345/23; vom 20. November 2023 - 5 StR 407/23).

bb) Bei seiner vor Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens getroffenen Entscheidung hat das Landgericht diesen
strengeren Anordnungsmafistab nicht anwenden kdénnen. Es hat - sachverstandig beraten - festgestellt, dass der
erhebliche Konsum von Kokain und Marihuana zumindest ,miturséchlich fur die verfahrensgegensténdlichen Taten* war
(UA S. 16). Damit fehlt eine Aussage zu der nunmehr entscheidenden Frage, inwieweit der Hang das ausschlaggebende
(,uberwiegende®) Motiv war.

2. Die Frage der Unterbringung in einer Entziehungsanstalt bedarf somit erneuter Prifung und Entscheidung. Der Senat
hebt die zugehérigen Feststellungen auf, um dem Tatgericht widerspruchsfreie neue Feststellungen, namentlich mit Blick
auf Gefahrlichkeitsprognose und Behandlungserfolgsaussicht (vgl. hierzu BGH, Beschluss vom 2. November 2023 - 6
StR 316/23) sowie zu den Konsumgewohnheiten des Angeklagten seit Begehung der hier abgeurteilten Taten, zu
ermdglichen.

2/2



	Rechtsprechung (hrr-strafrecht.de)
	BGH 6 StR 549/23 - Beschluss vom 10. Januar 2024 (LG Hannover)
	Anordnung der Unterbringung in einer Entziehungsanstalt (Hang: Schärfung des Kausalitätserfordernisses zwischen Hang und Anlasstat; Mitursächlichkeit des Hangs: Quantitatives Überwiegen anderer Ursachen).   § 64 StGB
	Leitsätze des Bearbeiters
	Gründe



